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Krawalle mit Folgen
Finale der Copa Libertadores verschoben / Minister-Rücktritt
Der Mannschaftsbus der Boca Juniors wird von River-Fans angegriffen. (Foto: youtube)
Buenos Aires (dpa/mc) - Steinwürfe, Schlägereien und Tränengas: Schwere Fan-Krawalle haben das Finale der Copa Libertadores ins Chaos gestürzt. Wegen der Folgen der Attacke auf den Teambus der Boca Junios in Buenos Aires wurde das Rückspiel beim Stadtrivalen River Plate am Wochenende am Ende abgesagt.
Nun soll die Partie am 8. oder 9. Dezember stattfinden, wie der südamerikanische Fußballverband Conmebol am Dienstag mitteilte. Wo das Finale ausgetragen wird, war zunächst noch unklar. Es sei allerdings vernünftig, die Partie nicht in Argentinien spielen zu lassen, hieß es in der Mitteilung des Verbands. Boca erklärte jedoch, unter keinen Umständen spielen zu wollen. Die Partie solle für Boca gewertet werden. Nun muss die Sportgerichtsbarkeit entscheiden.
Ursprünglich hatte die Partie am Sonnabend ausgetragen werden sollen. Nach einem Angriff von River-Fans auf den Boca-Mannschaftsbus wurde das Spiel zweimal verschoben und dann um einen Tag verlegt. Die Boca Juniors beantragten am Sonntag, das Spiel nur „unter gleichwertigen Bedingungen“ auszutragen. Diese Bedingungen seien zur Zeit nicht gegeben.
Bocas Präsident Daniel Angelici erklärte auf einer Pressekonferenz, sein Verein bestehe darauf, dass Conmebol ein Disziplinarverfahren einleite. Dann soll ermittelt werden, ob River Plate nicht mehrfach das Reglement der Clubmeisterschaft verletzt habe. Das Hinspiel im Boca-Stadion war 2:2 (2:1) ausgegangen.
Bocas Kapitän Pablo Pérez musste am Samstag ins Krankenhaus gebracht werden, wo eine Augenverletzung des Mittelfeldspielers festgestellt wurde. Mehrere weitere Spieler, unter ihnen Starstürmer Carlos Tévez, wurden von Pfeffer- oder Tränengas getroffen, das durch die zerstörten Fenster in den Bus eindrang. Mehreren Spielern mussten nach Angaben Angelicis Medikamente verschrieben werden, die wegen den Doping-Vorschriften von Conmebol genehmigt werden mussten.
Vor dem Stadion war es am Samstag zu zahlreichen Zusammenstößen von Fans ohne Ticket mit der Polizei gekommen, bei denen 56 Menschen festgenommen wurden. Es waren 2100 Polizisten im Einsatz.
Die Tore des River-Stadions waren am Sonntag wenige Minuten vor der Bekanntgabe der erneuten Vertagung für die Fans geöffnet worden. Die Fans machten ihrem Frust lautstark Luft, zogen aber ohne Zwischenfälle wieder ab. Die 66.000 Eintrittskarten für das Rückspiel um den Titel der südamerikanischen Champions League waren allesamt an River-Fans verkauft worden.
Der Bürgermeister von Buenos Aires Horacio Rodríguez Larreta kündigte Untersuchungen an, um festzustellen, wie es zu dem Angriff auf den Mannschaftsbus kommen konnte. Mehrere hundert River-Fans warteten unbehelligt an einer Ecke 200 Meter vom Stadion entfernt auf den Bus. Der Angriff konnte von dem Polizeigeleit nicht eingehalten werden.
Am Montag gab es erste personelle Konsequenzen nach dem Desaster: Martín Ocampo, der Sicherheitsminister der Stadt Buenos Aires, erklärte seinen Rücktritt. Ocampos Aufgaben wird zunächst dessen bisheriger Vize Diego Santilli wahrnehmen.
Argentinien
Hooligan-Gewalt als Dauerproblem
Verflechtungen zwischen Politik und „Barrasbravas“
Sicherheitsministern Patricia Bullrich. (Foto: gba.gob.ar)
Buenos Aires (dpa) - Die Sicherheitslücke hat wenige Tage vor dem G20-Gipfel in Buenos Aires politische Auswirkungen weit über das Fußballfinale hinaus. Das River-Stadion befindet sich an dem Sperrgebiet, in dem ab dem heutigen Donnerstag kein Normalbürger eintreten darf. Sicherheitsministerin Patricia Bullrich hatte vor dem Finale selbstsicher erklärt: „Wenn wir einen G20-Gipfel hier haben, sollen wir nicht ein River-Boca kontrollieren können?“
Die Politikerin hatte aber offenbar die Toleranz von Argentiniens Politik gegenüber der Fan-Gewalt nicht bedacht. Vor einigen Jahren sollten britische Experten mit ihren Erfahrungen im erfolgreichen Kampf gegen Hooligans auf der Insel dabei helfen, einen ähnlichen Plan für Argentinien zu entwerfen. Sie zogen bald frustriert ab. Die „Barrasbravas“, die lokalen Hooligans, sind zu sehr mit der Politik und anderen Mächtigen vernetzt.
Die „Barrasbravas“ sind Politikern bei Wahlkampagnen behilflich. Bei einer Veranstaltung in Buenos Aires des venezolanischen Staatschefs Nicolás Maduro, zu Zeiten der Regierung von Cristina Fernández de Kirchner, füllten zum Beispiel Fans des Zweitligisten All Boys die leeren Sitzreihen aus, um die Popularität beider Präsidenten zu bezeugen. Privat betreiben sie den Weiterverkauf von Tickets zu den Spielen, aber auch den Drogenvertrieb um und im Stadion.
Bei einer Hausdurchsuchung am vorigen Freitag beschlagnahmte die Justiz 300 Eintrittskarten für das Copa-Finale. Der Eigentümer der Wohnung ist einer der Führer der River-Ultras, der normalerweise rund 300 „Barrabravas“ ins Stadion einschleust. Er wurde nicht festgenommen. Seinen Leuten fehlten aber die Tickets. Zahlreiche River-Anhänger wurden am Samstag vor dem Stadion ihrer Tickets beraubt.
„Niemand kann so naiv sein, dies (die Beschlagnahme der Tickets am Freitag) mit dem Vorfall am Samstag nicht in Verbindung zu setzen“, sagte der Bürgermeister von Buenos Aires, Horacio Rodríguez Larreta. Unklar blieb, weshalb die Sicherheitskräfte so handelten, dass der Angriff auf den Mannschaftsbus möglich war.
Auch die Club-Spitzen von Boca Juniors und River Plate sind eng mit der Politik vernetzt. Staatschef Mauricio Macri führte einst selbst zehn Jahre lang die Boca Juniors und nutzte dies als Sprungbrett für seine politische Karriere. Als Auswärtsfan durfte Macri nicht zum Final-Rückspiel ins River-Stadion. Gäste-Anhängern ist wegen der Zustände in Argentiniens Fußball seit 2013 der Zutritt zu den Arenen verboten.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Anzeige gegen Saudi-Prinz
Buenos Aires (dpa) - Eine Menschenrechtsorganisation hat in Argentinien Anzeige gegen den saudischen Kronprinzen Mohammed bin Salman erstattet. Der Prinz solle wegen der Folterung und Tötung des Journalisten Jamal Khashoggi bei seiner Teilnahme am bevorstehenden G20-Gipfel in Buenos Aires verhaftet werden, beantragte Human Rights Watch (HRW) am Montag bei einem Bundesgericht der argentinischen Hauptstadt. Vertreter der mächtigsten Industrie- und Schwellenländer kommen am 30. November und 1. Dezember in Buenos Aires zu ihrem Gipfel zusammen. Mohammed bin Salman wird Saudi-Arabien an dem Treffen vertreten. Der Richter Ariel Lijo wies die Staatsanwaltschaft an, zu bestimmen, ob die Tötung Khashoggis im saudischen Konsulat in Istanbul in Buenos Aires geahndet werden könne, wie die Zeitung „Clarín“ am Montag berichtete. HRW zeigte den saudischen Kronprinzen auch wegen mutmaßlicher Kriegsverbrechen im Jemen-Konflikt an. Argentinien habe das Universalitätsprinzip bei Folterungen und Kriegsverbrechen anerkannt, hieß es in einer Mitteilung von HRW. Nach diesem Prinzip könne die Justiz Verbrechen dieser Art unabhängig vom Tatort und der Staatsbürgerschaft von Opfern oder Tätern verfolgen.
Aerolíneas-Streik
Chaostage in Argentinien: Zwischen den Ausschreitungen um das Copa-Libertadores-Finale und dem G20-Gipfel veranstalteten die Arbeitnehmervertreter von Aerolíneas Argentinas am Montag einen 24-stündigen Streik. Die Maßnahme erfolgte als Reaktion auf die Suspendierungen von 376 Mitarbeitern, die am 8. November an einem Ausstand teilnahmen (wir berichteten). Diesmal mussten 371 Flüge kurzfristig gestrichen werden, 40.000 Fahrgäste wurden in Mitleidenschaft gezogen. Verkehrsminister Guillermo Dietrich kritisierte den Streik: „Heute fliegt Aerolíneas nicht, aber die anderen Fluggesellschaften schon.“ Einmal mehr würden diejenigen, die behaupten, Aerolíneas zu verteidigen, dem Unternehmen Schaden zufügen, argumentierte Dietrich. Der Luftverkehr in Buenos Aires wird in den kommenden Tagen weiter beeinträchtigt sein, wenn auch aus anderem Grund: Aufgrund des G20-Gipfel wird der innerstädtische Flughafen „Aeroparque Newbery“ vom heutigen Donnerstag, 15 Uhr, bis Sonnabend, 22 Uhr, geschlossen sein. Der Flugverkehr am außerhalb gelegenen internationalen Flughafen Ezeiza soll indes nicht betroffen sein.
Züge und Busse streiken
Während am Montag der Luftverkehr aufgrund des Aerolíneas-Streiks beeinträchtigt war, gab es am Dienstag im Straßen- und Schienenverkehr Arbeitsniederlegungen. So verweigerten landesweit die Beschäftigten der Busse, U-Bahnen und Nahverkehrszüge in der Zeit von 4 bis 7 Uhr morgens den Dienst. Erst gegen 10 Uhr war der Fahrdienst wieder komplett normalisiert. Die Maßnahme richtete sich gegen die Lohnsteuer, von der aufgrund der inflationsbedingten Anpassungen der Gehälter immer mehr Beschäftige betroffen sind. Juan Carlos Schmidt, der Generalsekretär der Vereinigung der Transportarbeiter, bezeichnete die Lohnsteuer als einen „steuerpolitischen Frankenstein“, der immer wieder aufs Neue auf die Agenda komme. Nicht nur der Arbeiter habe dadurch am Monatsende weniger im Geldbeutel, sondern auch die Produktion insgesamt werde in Mitleidenschaft gezogen.
Ärger im Nordelta
Im Country-Distrikt Nordelta herrscht Aufregung, seit sich die Hausangestellten des vornehmen und abgeschotteten Wohngebiets im Bezirk Tigre vor wenigen Tagen beschwerten, nicht in den gleichen Kombi-Bussen fahren zu dürfen wie die Anwohner. „Wir hörten von einer Anwohnerversammlung, auf der gesagt wurde, dass wir viel redeten, transpirierten und schlechten Geruch hätten“, zitierte die Zeitung „Clarín“ eine Angestellte. Um ihren Unmut kundzutun, blockierten die Hausbediensteten in einer spontanen Aktion eine Straße im Nordelta, als ein Kombi mit freien Plätzen nicht hielt. Seitens der Wohngebietsverwaltung „Nordelta S.A.“ erklärte deren Geschäftsführer Diego Moresco: „Ein Konzept, Anwohner und Angestellte getrennt zu befördern, ist eine Schnapsidee.“ Nach den Vorfällen sieht die Politik Handlungsbedarf. So hat die Kommunalverwaltung von Tigre nun ein Projekt auf den Weg gebracht, das vorsieht, dass Busse des öffentlichen Nahverkehrs die Hauptstraße des Nordeltas befahren können. Bislang wurde die Personenbeförderung ausschließlich von dem privaten Fahrdienst „MaryGo“ wahrgenommen.
Flug zu den Malwinen
Zwischen dem argentinischen Festland und den Malwinen-Inseln soll es künftig eine weitere Flugverbindung geben. Wie das Außenministerium in Buenos Aires am Dienstag mitteilte, soll es in Bälde einen Flug geben, der zweimal im Monat in Córdoba Halt macht. Der Flieger von LATAM kommt aus São Paulo und wird beim Hin- und Rückflug in der zentralargentinischen Provinz landen, sodass Passagiere zu- bzw. aussteigen können. Darauf verständigten sich die Regierungen Argentiniens, Großbritannien und die erwähnte Fluggesellschaft. Es ist somit der zweite Flug in Richtung der Inselgruppe im Südatlantik, der auf dem argentinischen Festland hält: Bereits vorhanden ist eine Verbindung zwischen Punta Arenas in Chile und Mount Pleasant auf den Malwinen, die einmal im Monat im südpatagonischen Río Gallegos Station macht. (AT/mc)
Meinung
Macri muss regieren
Von Juan E. Alemann
Die Anerkennung von Präsident Mauricio Macri ist stark zurückgegangen. Das ergeben die Umfragen, und es ist angesichts der Rezession und der hohen Inflation eine normale Erscheinung. Die anfängliche Hoffnung, dass Macri eine neue Aufschwungphase einleitet, und auch sichtbare Erfolge bei der Bekämpfung von Inflation und extremer Armut aufweist, ist weg. Von denjenigen, die ihn irgendwie unterstützt haben, sind viele jetzt enttäuscht. Ein allgemeiner Pessimismus überdeckt die öffentliche Meinung wie eine schwarze Gewitterwolke. Macri beginnt in zwei Wochen sein letztes Regierungsjahr, und wenn sich allgemein die Meinung verbreitet, dass es auch sein letztes sein wird, dann ist er erledigt. Dann wäre er, wie es die Nordamerikaner bezeichnen, ein “lame duck”, also eine lahme Ente.
Diese Konstellation enthält jedoch eine Komponente, die kaum erwähnt wird: Die Gesellschaft erwartet von Macri, dass er effektiv regiert und die notwendigen Entscheidungen nicht scheut. Man will schließlich einen Präsidenten haben, der seine Autorität durchsetzt und nicht einen, der niemand wehtun will und stets einen Konsens sucht, der nie zustande kommt, weil es sich um eine Phantasie handelt. Perón pflegte bei Konferenzen zu sagen, sie hätten eine Einigung erreicht, machte jedoch dann, was er wollte. Präsidenten, die harte Entscheidungen gescheut haben, wie Alfonsín und De la Rua, hatten ein schlechtes Ende, mit einem vorzeitigen Rücktritt. Menem hingegen, der politisch konfliktreiche Entscheidungen traf, eine nach der anderen, wurde 1995, mitten in einer Wirtschaftskrise, nach dem Verschleiß, den sechs Regierungsjahre bedeuten, mit fast 50 Prozent der Stimmen wiedergewählt.
Macri bietet sich jetzt die Gelegenheit, sich als starker Präsident zu zeigen, der die notwendigen Entscheidungen nicht scheut. Der Konflikt von Aerolineas Argentinas, bei dem um die 30.000 Passagiere über 10 Stunden auf den Flugplätzen herumstanden, ohne zu wissen, wann der Flugverkehr wieder aufgenommen wurde, hat eine allgemeine Empörung ausgelöst, die mit dem Generalstreik vom Montag weiter zugenommen hat. Halten wir fest, dass die Belegschaft des Unternehmens viel höhere Löhne hat, als sie bei anderen Branchen bestehen, und dass es keinen echten Arbeitskonflikt gibt.
Unter der Macri-Regierung wurde der Dienst ausgeweitet. Transportminister Guillermo Dietrich erklärte. AA habe jetzt acht Flugzeuge mehr als 2015, die Flotte von 82 Flugzeugen sei moderner und das Unternehmen bediene jetzt 18 Strecken mehr als 2015. Beim Inlandsverkehr ist die Zahl der Passagiere ab 2015 um 35% gestiegen. All das dementiert das Geschwätz der Gewerkschafter kategorisch.
Präsident Macri betont ständig, dass AA eine Subvention erhält, die schließlich von der gesamten Bevölkerung getragen wird, aber nur etwa fünf Prozent der Bevölkerung zu Gute kommt, die mit AA fliegt. Die Subvention beträgt für 2018 um die 180 Mio. Dollar, und 2019 sollte es viel weniger sein. Macri sprach jetzt von 1,1 Mio. Pesos pro Tag. Es ist zwar nur ein Bruchteil der Subvention, die unter den Kirchners bestand, aber dennoch ist sie laut Macri im Rahmen der großen Anstrengung, die das primäre Nulldefizit erfordert, nicht akzeptabel.
Als erste konkrete Entscheidung, um das Defizit auszumerzen, wurde verfügt, dass zwei Airbus 340, deren Lebensdauer nächstes Jahr abläuft, nicht erneuert werden, was bedeutet, dass internationale Flüge, die sehr defizitär sind, verringert werden. AA sollte sich ohnehin auf den lokalen und den regionalen Verkehr konzentrieren. Und dann kommt die Diskussion über die Arbeitsbedingungen (nicht über Löhne) hinzu, die viel großzügiger als bei den anderen lateinamerikanischen Airlines sind und kostenerhöhend wirken.
Meinung
Im Blickfeld: Das Fußball-Desaster
Von Marcus Christoph
„Wenn wir einen G20-Gipfel hier haben, sollen wir nicht ein River-Boca kontrollieren können?“ Die Antwort auf diese eigentlich rhetorisch gemeinte Frage der nationalen Sicherheitsministerin Patricia Bullrich fiel denkbar peinlich aus: Wenige Tage vor dem Treffen der wichtigsten Politiker der Welt in Buenos Aires ist es den hiesigen Behörden nicht gelungen, die Sicherheit für ein Fußballspiel zu gewährleisten. Ein Offenbarungseid vor den Augen der Weltöffentlichkeit.
Als sich der Mannschaftsbus der Boca Juniors am Sonnabend knapp zwei Stunden vor dem geplanten Anpfiff dem Monumental-Stadion näherte, schmissen River-Hooligans mit Steinen nach dem blau-gelben Fahrzeug. Bocas Kapitän Pablo Pérez zog sich eine Augenverletzung zu. Weitere Spieler bekamen Pfeffer- oder Tränengas ab, das durch die kaputten Fenster in den Bus eindrang. Alle standen unter Schock.
Ohne Frage ein Versagen der Sicherheitskräfte, die sich fragen lassen müssen, warum es 200 Meter vor dem Stadion einen Streckenabschnitt gab, wo gewaltbereite Hooligans unbehelligt von der Polizei den Bus abpassen konnten. Die Frage drängt sich auf: Wenn die Sicherheitskräfte also noch nicht einmal einheimische Steineschmeißer in den Griff bekommen, wie wollen sie dann den G20-Gipfel schützen?
Der Blick auf das Versagen der Einsatzkräfte ist aber nur ein Aspekt dieses für den Fußball in Argentinien und Südamerika äußerst traurigen Wochenendes. Einmal mehr werfen die Zwischenfälle ein Schlaglicht auf die Verrohung der Sitten im argentinischen Fußball, wo Gewalt an der Tagesordnung ist. So sind in den vergangenen zehn Jahren 138 Menschen bei Auseinandersetzungen unter Fußballfans getötet worden.
Auch das seit 2013 geltende Verbot für Gastfans hat den traurigen Trend nicht wirklich stoppen können. Der Einfluss der mafiamäßig organisierten Fanclubs, der „Barrasbravas“, die Geld auf dem Ticket-Schwarzmarkt, aber auch durch Geldwäsche und Drogenhandel machen, ist groß. Mit Fußball und Unterstützung der eigenen Mannschaft hat das nichts mehr zu tun.
Die Ankündigung von Buenos-Aires-Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta, nun endlich energisch gegen die „Barrasbravas“ vorzugehen, ist mehr als überfällig. Doch angesichts von Korruption und mancher Verflechtungen zwischen Staatsapparat und Fanclubs auch nicht gerade einfach.
Hochgradig peinlich ist auch das Verhalten der beteiligten Verbände. Eigentlich hätte nach der Attacke auf den Bus klar sein müssen, dass das Spiel an dem vorgesehenen Tag nicht mehr stattfinden könnte. Auch wenn die körperlichen Schäden, die die Beteiligten davontrugen, vielleicht nicht ganz so gravierend waren: Der mentale Schock dürfte es auf jeden Fall gewesen sein.
Doch statt das Spiel unter diesen Bedingungen sofort abzusagen, erklärte der kontinentale Fußballverband Conmebol zunächst, den Anpfiff um eine Stunde zu verlegen. Später wurden zwei weitere Anstoßzeiten genannt - mit dem Effekt, dass Zehntausende von Fans weitere Stunden vergeblich im Stadion ausharrten. Großen Druck, das Spiel unbedingt austragen zu lassen, soll dabei FIFA-Präsident Gianni Infantino ausgeübt haben. Schließlich verständigten sich die Beteiligten darauf, die Partie für den Folgetag abzusetzen. Doch angesichts der beharrlichen Weigerung der geschädigten Boca Junios wurde dann auch dieser Termin wieder abgesagt. Für die Fans indes zu spät. Viele von ihnen waren schon wieder ins Stadion gekommen.
Dilettantische Organisation hatte es im Übrigen auch schon im Vorfeld des historischen „Superclásicos“ gegeben. So wurden die langfristig feststehenden Mittwochstermine für Hin- und Rückspiel des Finales kurzfristig mal eben auf zwei Sonnabende gelegt. In Deutschland dürfte es schwieriger sein, Termine für Kreispokal-Endspiele so spontan zu ändern. Aber im Land des zweimaligen Welt- und dreimaligen Vizeweltmeisters wird es offenbar für normal gehalten, lange feststehende Termine für der Copa Libertadores, die ja immerhin als südamerikanisches Pendant der europäischen Champions League gilt, einfach über den Haufen zu werfen.
Ein normaler Fußballbetrieb, dessen Reiz auch die Präsenz von Fans der Gastmannschaft im Stadion ausmacht, ist hierzulande einfach nicht mehr möglich. Zum Niedergang des hiesigen Liga-Fußballs hinzu kommen noch organisatorische Absurditäten wie die Schaffung einer Ersten Liga mit 30 Mannschaften (die nun wieder reduziert wird) und eine dreijährigen Abstiegswertung, bei der man ohne Taschenrechner nicht auskommt. So macht man den Fußball kaputt in einem Land, das sich derzeit darum bemüht, die WM 2030 auszutragen. Die besten Spieler sind zum größten Teil ohnehin im Ausland, wo das große Geld lockt.
Wie es nun mit dem „Superfinale“ weitergehen soll, war zuletzt noch offen. Beim Treffen der beteiligten Verbands- und Vereinsbosse am Dienstag im Conmebol-Sitz im paraguayischen Luque wurde eine Neuauflage des Final-Rückspiels am 8. oder 9. Dezember außerhalb Argentiniens beschlossen. Wo genau, steht aber noch nicht fest.
Und eigentlich ist auch noch nicht einmal sicher, ob es überhaupt zu der Neuansetzung kommt. Denn dies hängt nun noch an einer Entscheidung der Disziplinarkommission des Conmebols. Dort hat Boca beantragt, River aufgrund der Vorfälle zu disqualifizieren und die Partie kampflos zu seinen Gunsten zu werten.
Das wäre pädagogisch sicher keine schlechte Maßnahme, würde wohl aber die Feindschaft der beiden Clubs noch weiter vertiefen. Schließlich solidarisierte sich die River-Führung am Sonnabend mit dem Lokalrivalen gegen die Forderung der Verbandsfunktionäre, das Spiel auszutragen. Der nun begonnene Kleinkrieg zwischen den Vereinsleitungen passt noch einmal zum Gesamtbild: einem in jeder Hinsicht beschämenden Desaster für den argentinischen Fußball.
Meinung
Randglossen
Das Parlament der Stadt Buenos Aires hat in der Vorwoche das Projekt der Schaffung einer Universität für Lehrer, benannt Unicaba, verabschiedet. Die Lehrergewerkschaften hatten dagegen protestiert, mit dem Argument, dass es in der Bundeshauptstadt 29 Institute gebe, die Lehrer ausbilden. Es handelt sich jedoch um Sekundarschulen. Es geht jetzt darum, den Lehrern eine weitere Ausbildung zu bieten, was bitter notwendig ist. Die Qualität der öffentlichen Erziehung hat in den letzten Jahrzehnten allgemein nachgelassen, und die Erziehung berücksichtigt auch die neuen Forderung nicht, die die Welt heute an die Menschen stellt. Eine bessere Erziehung erfordert auch bessere Lehrer, wie sie von der Unicaba erwartet werden, und dabei sollten diejenigen, die ein tertiäres Studium abschliessen auch besser bezahlt werden. Doch besonders dagegen sträuben sich die Lehrergewerkschaften, die gleiche Bezahlung für alle befürworten, ohne Unterschiede der Leistung und der Qualifizierung der Lehrer.
Das Theater um Jamaika, Kenia und GroKo ist fast schon vergessen. Am 28. September 2017 wählten die Deutschen einen neuen Bundestag, und es dauerte fast fünf Monate, bis dieser eine neue Regierung wählte. Einer der Lösungsvorschläge war damals eine CDU/CSU-Minderheitsregierung nach skandinavischem Vorbild. Dort wird der Stabilitätsfetisch nicht so hochgehalten und schon lange mit wechselnden Mehrheiten regiert. Anfang September wurde in Schweden gewählt und dort herrschen jetzt deutsche Verhältnisse. Es gibt einen fast gleichstarken Links- und Rechtsblock und die rechtspopulistischen Schwedendemokraten, mit denen keiner zu tun haben will. Zwei Monate nach der Wahl gibt es immer noch keine Anzeichen für eine Regierungsbildung. Vielleicht sollten es die Schweden mal mit dem deutschen GroKo-Modell versuchen.
Thanksgiving (Erntedank) ist in den USA ein Familienfest, an dem Zig-Millionen Truthähne geopfert werden. Es ist aber auch ein Tag der Reflexion. Man denkt darüber nach, für was man Gott dankbar ist. Für US-Präsident Donald Trump ist das ziemlich klar. Amerika muss nicht den Umweg über den Allmächtigen machen, es darf ihm selbst dankbar sein: dafür, dass es dem Land so gut geht und die Ölpreise fallen. Am liebsten würde er den Tag zum Trump thanking umfunktionieren. Dass er immer so vorprescht, wird ihn noch mal das Amt kosten. Er muss bescheidener auftreten. Er hätte ja sagen können, dass man Gott dankbar sein müsse, dass es einen Präsidenten Trump gebe. Das hätte seine christliche Wählerschaft besser verstanden.
Wirtschaft
USA lassen argentinischen Rindfleischimport wieder zu
Die Vereinigten Staaten haben diese Woche den Import von gekühltem und gefrorenem Rindfleisch wieder zugelassen. Ob dies mit dem G20-Treffen in Buenos Aires zusammenhängt, sei dahingestellt. Es wurde ohnehin angenommen, dass Präsident Trump mit einem Geschenk kommen werde.
Das Amt für Kontrolle und Sicherheit der Nahrung (FSIS, Federal Security Inspection Service) hat diesen Import wieder zugelassen, der 17 Jahre gesperrt war, nachdem 2001 ein (einziger und unbedeutender) Fall von Maul- und Klauenseuche in Corrientes aufgekommen war, der von Paraguay aus übertragen wurde. Es stand schon 2003 fest, dass Argentinien keine Maul- und Klauenseuche hatte, so dass die Verzögerung der Entscheidung rein politisch bedingt war und auf den Einfluss der US-Viehzüchter zurückzuführen ist. Zur Zeit der Kirchner-Regierung spielten auch die schlechten Beziehungen zu den Vereinigten Staaten eine Rolle, die Präsident Néstor Kirchner notorisch zum Ausdruck brachte, als er neben der internationalen Konferenz in Mar del Plata, bei der Präsident George W. Bush anwesend war, eine Gegenkonferenz mit Hugo Chávez als Hauptredner organisierte. Die USA pflegen Freunde und solche, die es nicht sind, unterschiedlich zu behandeln. Jetzt hat Argentinien normale Beziehungen zu den Vereinigten Staaten, abgesehen davon, dass Macri persönlich mit Trump seit vielen Jahren befreundet ist.
In den 90er Jahren hatte die Regierung die obligatorische Impfung aufgehoben, weil sie als nicht notwendig erachtet wurde. Doch nach dem Einzelfall von 2001 wurde sie wieder eingeführt. Die Regelung der Welthandelsorganisation (WTO) sieht vor, dass ein Land als frei von Maul- und Klauenseuche erklärt wird, auch wenn es die Tiere impft.
Der Import von argentischem Rindfleisch war seit den 20er Jahren in den USA verboten. Erst in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts wurde die Maul- und Klauenseuche ausgemerzt, dank einer intensiven Kontrolle und energischer Bekämpfung unter Landwirtschaftssekretär Felipe Solá, der in einigen Fällen kranke Rinder auch erschießen ließ, wie es seinerzeit in den USA vollzogen wurde, als die Pest ausgemerzt wurde.
Es ist jetzt die Rede von einem Kontingent von 20.000 Tonnen, wie es vorher bestand. Es sollte jetzt jedoch, als freundschaftliche Geste von Trump, mehr sein. Diese Kontingentierung wiederspricht dem Regelwerk der Welthandelsorganisation, wird aber von dieser geduldet.
Die Vereinigten Staaten importieren vorwiegend teure Teile des Rindes, wie Lende (“lomo”) und zahlen einen hohen Preis. Bei 20.000 Jato wird mit einem Erlös von über u$s 100 Mio. gerechnet. Die billigeren Teile des Rindes werden zum Teil im Inland konsumiert (wie Rippe, die den Kern des “asado” bildet), werden jedoch auch in großen Mengen nach China geliefert, wo eine zunehmende Nachfrage nach tierischem Protein besteht, und der Qualitätsanspruch dabei nicht so hoch ist. Qualitätsschnitte werden auch im Rahmen von zwei Sonderkontingenten (Hilton-Quote und Sonderquote für Qualitätsfleisch) an die Europäische Union geliefert.
In Argentinien hat mit der Macri Regierung eine Zunahme der Rindfleischproduktion eingesetzt, nachdem der Exportzoll und das Exportkontingent abgeschafft wurden. Unter den Kirchners ging es darum, die lokale Versorgung zu niedrigem Preis zu sichern. Das hat der damalige Handelssekretär Guillermo Moreno unmissverständlich zum Ausdruck gebracht. Und dabei erhielten die Landwirte niedrige Preise und hatten keinen Anreiz, die Produktion zu erhöhen.
Ein zunehmend hoher Teil der Rinder wird in “feed lots” gemästet, so dass die Rinderzucht weniger Land beansprucht und es dem Ackerbau überlässt. Die Erhöhung der Fleischproduktion beruht nicht nur auf einem höheren Rinderbestand, sondern auch auf einem erhöhten Geburtenkoeffizient (Zahl der Kälber, die jährlich geboren werden, im Verhältnis zu den Kühen) und einer Gewichtszunahme der Rinder. In beiden Fällen lässt sich noch viel machen. Doch bisher wurden Bestimmungen, die ein Mindestgewicht bei der Schlachtung vorschrieben, nicht eingehalten.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 39,63, gegen $ 37,25 am Mittwoch der Vorwoche. Die Devisenreserven lagen bei u$s 51,44 Mrd, gegen u$s 51,83 Mrd. am Mittwoch der Vorwoche. Diese Hausse steht im Zusammenhang mit der Zunahme der Landesrisikorate (Differenz der Rendite argentinischer Staatspapier mit der von US-Schatzscheinen), die 700 Basispunkte (gleich 7 Prozentpunkten) erreichte, nachdem sie kurz vorher auf fast 600 Punkte gesunken war. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.10.2019 bei $ 55,50, was einen Jahreszinssatz von 47,05% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Airs verzeichnet in einer Woche zum Dienstag eine Zunahme von 4,08%, und liegt somit um 2,85% über Ende 2017. Die Aktien von Tenaris, vom Techint-Konzern, gingen am Dienstag um 10% zurück, als bekannt wurde, dass Richter Bonadío den Konzernchef Paolo Rocca wegen der Affaire der Schmiergelder (“Centeno-Hefte”) prozessiert hatte. Rocca hatte darauf hingewiesen, dass Techint sich in der Kirchner-Periode nicht an neuen öffentlichen Bauten beteiligt hatte, obwohl es vorher das größte Unternehmen der Branche war. In Venezuela habe sein lokaler Manager hingegen zahlen müssen, um die Auszahlung der Entschädigung für das enteigenete Stahlwerk Sidor zu erhalten.
***
Die argentinischen Staatstitel lagen diese Woche im Zeichen der Baisse. Die Entwicklung war in einer Woche zum Dienstag, wie folgt: Argentina 2019: ohne Veränderung; Argentina 2021: Ohne Veränderung; Argentina 2026: -0,26%; Argentina 2046: -2,48%; Bonar 2024: -0,11%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Dienstag bei 18 Karat zu $ 842,45 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 796,06), und bei 24 Karat zu $ 1.456,01 ($ 1.367,41).
***
Die ZB hat am Dienstag Lelic-Schatzscheine für $ 140,07 Mrd. zu 61,25% untergebracht. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 93,32 Mrd. so dass netto Mittel für $ 46,75 Mrd. aufgenommen wurden, was die in den Vortagen gestiegen Dollarnachfrage bremste. Der Zinssatz hatte in der Vorwoche noch 62,24% betragen.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 23.11.18 um 52,79%. Die Zunahme war in den letzten 30 Tagen, mit 12,57%, besonders hoch. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in der gleichen Periode um 23,50%.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 23.11.18 um 62,86% auf $ 2,95 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 23,03% auf $ 1,63 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in dieser Periode um 2,45% auf u$s 31,30 Mrd., und die Dollarkredite um 5,06% auf u$s 16,77 Mrd.
***
Im Oktober wurden in der Bundeshauptstadt 3669 Immobilien verkauft, 40,7% unter dem Vorjahr, aber 3,5% über September 2018. In Werten waren es $ 17,73 Mrd., 18,5% über dem Vorjahr, teilt das Kollegium der Notare mit. Die Zahl der Käufe, bei denen auch ein Hypothek bestand, nahm innerjährlich um 81,7% ab. Die Dollarwerte por Qm. lagen dieses Jahr unter denen des Vorjahres.
***
In den nächsten Wochen wird das Wohnungsprogramm Procrear eine erste Tranche eines Kreditbetrages von $ 10 Mrd. ausschreiben, gab der Wohnungssekretär Ivan Kerr bekannt. Die Mittel stammen aus dem ANSeS-Sonderfonds. Die Mittel werden durch Ausschreibung zugeteilt, davon eine für Kredite auf 20 Jahre für Kauf des Grundstückes und Finanzierung des Baus, und einer auf sechs Jahre, aber nur für Bau.
***
Der Rindfleischexport erreichte in 10 Monaten 2018 288.680 Tonnen für u$s 1,55 Mrd., 47,7% über der gleichen Vorjahresperiode. China war der Hauptkäufer, mit u$s 652,1 Mio., hatte jedoch eine Mengenbeteiligung von 53,7%, weil es sich um billigere Schnitte handelt.
***
Die Gewerkschaft der Handelsangestellten vereinbarte mit den Unternehmerverbänden eine Lohnzulage von 20% (bezogen auf die Löhne von März 2018), die in drei Stufen gezahlt wird: 7% im Januar, 7% im Februar und 6% im März. Für das ganze Jahr des Arbeitsabkommens beträgt die Zunahme 45%, wobei jedoch die durchschnittliche Zunahme gegenüber dem Vorjahr viel geringer ist.
***
Der Oberste Gerichtshof beschloss, dass auch diejenigen, die als Gerichtssekretäre u.dgl. in der Justiz tätig waren, wenn sie zu Richtern befördert werden, von der Gewinnsteuer erfasst werden. Die Berufungskammer hatte vorher das Gegenteil entschieden. Das neue Gesetz sieht vor, dass ab 1.1.19 alle neuernannten Richter die Gewinnsteuer zahlen müssen, wobei in diesem Fall das Argument nicht gilt, dass sie eine Einkommensverringerung erleiden. In vielen Fällen nimmt dabei der Nettobetrag, den die zu Richtern beförderten Justizbeamten erhalten, eventuell ab. Die Regierungskoalition steht weiter auf dem Standpunkt, dass alle Richter von der Steuer erfasst werden sollten, und überlegt sich, wie sie das Problem juristisch lösen kann, ohne die Verfassung zu ändern. Ohnehin erhalten Richter und Justizbeamte Gehälter, die weit über denen der öffentlichen Verwaltung liegen, und sie genießen auch Vorteile bei der Pensionierung.
***
Am Donnerstag der Vorwoche hat das Schatz- und Finanzministerium Leliq-Schatzsscheine für $ 145 Mio. zu 61,7% untergebracht. Vor einigen Wochen, als die Leliq eingeführt wurden, waren es noch fast 75%. Mit dem IWF wurde vereinbart, den Satz erst unter 60% fallen zu lassen, wenn die Inflation spürbar zurückgeht.
***
Der Mengenumsatz von Mobiltelefonen und Fernsehapparaten ist im 2. Halbjahr 2018 um 35% bis 40% zurückgegangen, erklärte der Präsident des Verbandes der Branche AFARTE, Federcio Hellemeyer. Das erste Halbjahr war bei Fernsehgeräten noch wegen der Fußballweltmeisterschaft in Russland gut. Die Fabrikanten in Feuerland sehen bei Mobiltelefonen einen Rückgang von 10,5 Mio. Einheiten 2017 auf 8 Mio. 2018 und 7,5 Mio. 2019. vor, bei Fernsehgeräten eine Zunahme von 3,2 Mio. 2017 auf 3,5 Mio. 2016 und eine Abnahme auf 2,2 Mio. 2019 vor. Bei Luftkühlgeräten waren es 1,07 Mio. 2017, und für 2018 werden 1 Mio. und für 2019 0,85 Mio. erwartet. In den drei Fällen handelt es sich nicht nur um eine schwache Konjunktur, sondern um eine Sättigung des Marktes. Vor allem bei Mobiltelefonen ist der Bedarf voll befriedigt.
***
Das Büro der Budgetkontrolle, das das Parlament 2016 geschaffen hat (OPC, “Oficina de Presupuesto del Congreso”), hat seine Arbeit schon aufgenommen. Die Leitung hat Marcos Makón übernommen, der in den 90er Jahren Unterstaatssekretär im Schatzsekretariat war (mit Ricardo Gutiérrez als Staatssekretär), und ein hervorragender Fachmann ist. Er hat schon gute Fachleute in das Amt aufgenommen, und schon Berichte erstattet. Es geht dabei nicht um Kontrollen, sondern um Analyse, und auch um Erklärung der einzelnen Aspekte des Staatshaushaltes für die Deputierten. Ohne dies ist der Staatshaushalt für die meisten Deputierten unverständlich. Im Rahmen der Notwendigkeit, die Staatsausgaben zu verringern, ist die Arbeit, die hier unter Leitung von Makón durchgeführt wird, von besonderer Bedeutung.
***
Das Ministerium für Gesundheit und soziale Entwicklung, von dem die ANSeS jetzt abhängt, hat bekanntgegeben, dass im Dezember Pensionen, Hinterbliebenenrenten, Gnadenrenten, und Kindergelder um 7,78% erhöht werden. Die Mindestpension steigt auf $ 9.309, und die Höchstpension auf $ 68.200. Somit beträgt die Zunahme im ersten Jahr des neuen Gesetzes über Indexierung dieser Zahlungen 28,4%, erheblich weniger als die Inflation. Das beruht darauf, dass ein Preisindex genommen wird, der einige Monate zurückliegt, so dass das Ergebnis bei steigender Inflation geringer als diese ausfällt. Bei sinkender Inflation ist es dann umgekehrt.
***
Die AFIP hat einen neuen Zahlungsplan für Steuerschulden eingeführt, der sich auf bis zu 60 monatliche Raten erstreckt. Der Plan ist für Steuerzahler bestimmt, die schon Abkommen mit ihren Gläubigern vor einem Konkursverfahren (APE, acuerdo preventivo extrajudicial) eingeleitet haben. Unternehmen wie Sancor und IMPSA könnten sich dem neuen Zahlungsplan der AFIP anschließen.
***
Das Transportministerium hat eine Studie durchgeführt, die sich auf einen Vergleich der Bedingungen bezieht, die für das Personal der lateinamerikanischen Luftfahrtunternehmen gelten. Dabei wurde Folgendes festgestellt. 1. Bei lokalen Flügen fliegen die Piloten 4,24 Stunden pro Tag, gegen 4,56 in Chile und Brasilien, 4,82 in Kolumbien und 4,65 in Peru. 2. Ein Pilot von Aerolíneas Argentinas fliegt 10,2 Tage pro Monat, ein brasilianischer 13,3, ein kolumbianischer 13,7, ein chilenischer 13,7 und ein peruanischer 14. Beim Kabinenpersonal sind es 64,5 Stunden in Argentinien, 74,4 in Kolumbien, und 56,3 in Brasilien. 3. AA hat durchschnittlich 153 Angestellte pro Flugzeug, Latam 133, Gol 128, Avianca 98, Copa (Panamá) 90 und Aeromexico 119. 4. Die Zahl der Passagiere pro Angestelltem liegt bei AA bei 506, bei Latam bei 781, bei Gol bei 1.945 und bei Avianca bei 766.
***
Die Handelsbilanz wies im Oktober einen positiven Saldo von u$s 277 Mio. aus, der sich mit einem negativen Saldo von u$s 927 Mio. im gleichen Vorjahresmonat vergleicht. Die Exporte lagen bei $ 5,35 Mrd. (+1,4% gegenüber dem Vorjahr) und die Importe bei u$s 5,08 Mrd. (-18,2%). In 10 Monaten 2018 beträgt das Handelsbilanzdefizit u$s 6,17 Mrd. (gegen u$s 6,03 Mrd. im Vorjahr), bei Exporten von 50,99 Mrd. und Importen von u$s 57,16 Mrd. Von den Exporten entfielen in 10 Monaten 2018 22,3% auf Rohstoffe (Landwirtschaft und Bergbau), 38% auf verarbeitete Landwirtschaftsprodukte (Speiseöl, Rindfleisch u.a.), 33,1% auf reine Industrieprodukte (an erster Stelle Kfz) und 6,6% auf Brennstoffe und Energie. Von den Importen entfielen 18,8% auf Kapitalgüter, 30,4% auf Güter für die Weiterverarbeitung, 10,3% auf Brenn- und Schmierstoffe, 18,7% auf Zubehörteile für Kapitalgüter, 13% auf Konsumgüter, 8,3% auf Kfz und 0,5% auf andere Produkte.
***
Die Regierung will die Zahl der Empfänger von Invalidenpensionen verringern, nachdem es gute Gründe gibt, um anzunehmen, dass in vielen Füllen diese Einstufung nicht zutrifft. Die Zahl der Empfänger stieg unter der Regierung von Cristina Kirchner von 170.00 im Jahr 2006 auf 1,03 Mio. im Jahr 2015, und jetzt sind es 1,48 Mio. Das bedeutet für 2019 Staatsausgaben von $ 114 Mio. Die Regierung schickt jetzt den Empfängern einen Brief, in dem sie aufgefordert werden, ihren Fall darzustellen. Wenn festgestellt wird, dass die Pension nicht berechtigt ist, wird sie abgeschafft.
***
Dir Produktion der kleinen und mittleren Industriebetriebe lag im Oktober um 5% unter dem Vorjahr, berichtet der Verband CAME. Die Auslastung der Kapazität beträgt 58,6%. Die ersten 10 Monaten 2018 lagen um 1,9% unter dem Vorjahr.
***
Vertreter des US-Handelsdepartements (USTR) besuchten Argentinien, um Exporte nach den Vereinigten Staaten im Rahmen des allgemeinen Präferenzsystems zu fördern, bei denen Nullzoll besteht. Argentinien wurde im Dezember 2007 wieder in das System aufgenommen, nachdem es einige Jahre vorher ausgeschlossen worden war. Es geht um 3.500 Zollpositionen, die u.a. Wein, Fleischkonserven, Olivenöl, Käse und Erdbeeren umfassen. 2018 wurden bisher ca. u$s 200 Mio. innerhalb dieses Systems exportiert, während es 2012, als das Programm auch galt, u$s 400 Mio. waren. Argentinien verwendet dieses Jahr nur 610 Zollpositionen.
***
Die Bank von San Juan wurde von der Bundesjustiz zur Zahlung einer Buße von u$s 17,7 Mio. verurteilt, die im Moment der Zahl in Pesos zum Tageskurs gezahlt werden muss. Der Fall beruht auf einer Untersuchung, die 2008 von der Aufsichtsbehörde für Finanzanstalten und Wechselstuben eingeleitet wurde, bei der es um Devisengeschäfte geht, bei denen angeblich Unterschriften von Kunden gefälscht wurden. Die Bank wird Berufung einlegen.
***
Die in Argentinien anwesenden Fachleute des Internationalen Währungsfond, unter Leitung von Roberto Caldarelli, haben diese Woche die zweite Revision des Standby-Abkommens beendet und der bevorstehenden Auszahlung von u$s 7,6 Mrd. zugestimmt. Jetzt fehlt nur die Zustimmung des IWF-Vorstandes, die im Wesen eine formelle Angelegenheit ist, die unmittelbar erledigt wird.
***
Diesen Freitag ist ein Treffen von US-Präsident Donald Trump mit dem argentinischen Präsidnten Mauricio Macri im Regierunsgebäude (“casa rosada”) vorgesehen. Wie aus guter Quelle verlautet, soll Trump dabei US-Investitionen in Höhe von u$s 20 Mrd. auf dem Gebiet der Energie in Aussicht stellen. Es handelt sich sowohl um Investitionen für Erdöl- und Gasausbeutung, wie auch für Projekte auf dem Gebiet der erneuerbaren Energien.
***
Die Supermärkte erreichten im September 2018 einen Umsatz von $ 39,93 Mrd., 30,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Doch zu konstanten Werten (bei Abzug der Inflation) ging der Umsatz gegenüber dem Vorjahr um 7,9% zurück. Indessen handelt es sich zum Teil um geringere Käufe, aber zum anderen Teil auch um Übergang auf billigere Produkte und Marken.
***
Die Shopping-Centers wiesen im September einen Umsatz von $ 5,75 Mrd. aus, 17,5% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt das INDEC mit. Zu konstanten Werten liegt der Rückgang bei 15,1%, was begreiflich ist, nachdem hier mehr importierte Produkte verkauft werden, die infolge der Abwertung relativ teurer geworden sind. Außerdem werden hier dauerhafte Konsumgüter verkauft, bei denen sich die Zurückhaltung der Käufer stärker bemerkbar macht.
***
Die Kapitalflucht lag im Oktober bei u$s 1,16 Mrd., 41% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die ZB. Für das ganze Jahr wird ein wesentlich geringerer Betrag erwartet, als der von u$s 25,96 Mrd. von 2017. Ein Teil dieser Mittel wird jedoch für Zahlungen von Importen, besonders von Überpreisen, die schwarz gezahlt werden, und Dienstleistungen, eingesetzt. Bei Importen besteht immer noch eine hohe Unterfakturierung. Der Betrag der echten Kapitalflucht ist somit geringer, als ihn die ZB angibt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die brasilianische Wirtschaftszeitung “Valor” berichtet, dass die Politik der Importliberalisierung, die der zukünftige Wirtschaftsminister Paulo Guedes angekündigt hat, schon im Dezember, unter Michel Temer als Präsident, beginnen werde. Bei der Zusammenkunft der Präsidenten der Mercosur-Staaten (zwischen dem 16. und 20. Dezember 2018) wird Brasilien vorschlagen, den Zollsatz bei 57 chemischen Produkten drastisch zu senken, von jetzt 10% bis 14% auf nur 2%. Es handelt sich dabei um Produkte, die nur ausnahmsweise in Mercosur-Staaten erzeugt werden, und von der lokalen Industrie (Kosmetik, Nahrungsmittel, Reinigungsprodukte, u.s.w.) weiter verarbeitet werden. In Brasilien lag der Import dieser Produkte 2017 bei u$s 160 Mio. Angeblich haben die Mercosur-Partner schon zugestimmt, mit Ausnahme von Paraguay.
***
China hat im Oktober doppelt so viel Sojabohne in Brasilien gekauft wie im gleichen Vorjahresmonat. Normalerweise bezieht China im Oktober vorwiegend Sojabohne aus den USA, wo de Ernte sich im Oktober in vollem Gang befindet. Doch dieses Jahr hat China als Gegenzug zu der Erhöhung der Zölle für chinesische Produkte einen Zollsatz von 25% für US-Sojabohne eingeführt, was der brasilianischen (und auch der argentinischen) einen Vorteil gewährt.
***
Das Leistungsbilanzdefizit von Brasilien erreichte in 10 Monaten 2018 u$s 11,33 Mrd., und lag somit um fast 700% über dem Vorjahr, teilt die ZB mit. Das Defizit beruht vorwiegend auf Dienstleistungen, die ein negatives Saldo von u$s 27,96 Mrd. aufweisen. Aber die Handelsbilanz wies ein positives Saldo von u$s 43,80 Mrd. auf (gegen u$s 56,14 Mrd. im Vorjahr). Im Oktober wies die Leistungsbilanz einen Überschuss von u$s 329 Mio. aus, gegen ein Defizit von u$s 6686 Mio. im gleichen Vorjahrsmonat. Das Leistungsbilanzdefizit der ersten 10 Monate 2018 wurde vornehmlich mit direkten Kapitalinvestitionen finanziert, die u$s 67,51 Mrd. ausmachten, gegen u$s 61,01 im Vorjahr. Allein im Oktober betrugen die Kapitalinvestitionen u$s 10,38 Mrd.
***
Geschäftsnachrichten
Mercedes Benz Argentina
Die Firma hat ihren Hauptsitz in Argentinien von Puerto Madero, wo er sich 13 Jahre befand, auf Munro, im Bezirk Vicente López, verlegt. Das neue Gebäude des Unternehmens, benannt “Panamerican bureau” (siehe Foto) liegt auf der Straße Sargento Cabral 3770. Die Telefonnummer verbliebt mit 4808-8700. Auch die direkten Linien für institutionelle Beziehungen verbleiben unverändert.
Vista Oil
Dieses Erdölunternehmen, das der ehemalige YPF-Präsident und Geschäftsführer (unter der Regierung von CFK) Miguel Galuccio gegründet hat, hat die Konzession für die Förderung von Erdöl und Gas in zwei Gebieten von Vaca Muerta erhalten. Der Vertrag mit der Regierung der Provinz Neuquén sieht eine Investition von u$s 2 Mrd. binnen 5 Jahren vor. Vista muss der Provinz u$s 1,17 Mio. für die Schürfrechte, dann weitere u$s 3,94 Mio. für die soziale Verantwortung, dann u$s 1,1 Mio. für die Stempelsteuer und u$s 2,80 Mio. für einen Infrastrukturbonds bezahlen.
Embalpharma & Milkpharma
Diese basilianischen Unternehmen, die aus dem Staat Santa Catarina stammen, haben je ein Investitionsprojekt in Angriff genommen, die zusammen u$s 5,5 Mio. ausmachen, um binnen 36 Monaten im Industriepark von Villa María, Provinz Córdoba, Fabriken für Produkte für die Milchwirtschaft zu errrichten. Embalpharma wird Kunststoffbehälter für den Milchtransport erzeugen, und Milkpharma wird Produkte erzeugen, die zur Erhaltung der Milch in gutem Zustand bestimmt sind.
Wirtschaftsübersicht
Die Rezession an ihrem Tiefpunkt?
Von Juan E. Alemann
Der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit des Statistischen Amtes (INDEC), benannt EMAE (Estimador mensual de la actividad económica), der eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes (BIP) ist, verzeichnet im September einen Rückgang von 5,8% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat und von 1,9% gegenüber August. Der EMAE weist jetzt schon zwei Quartale in Folge einen Rückgang auf, und das wird technisch als Rezession bezeichnet. Das ist eine Konvention der Ökonomen. Das erste Quartal lag um fast 4% über dem Vorjahr, und dies trotz Dürre, die auch in einer niedrigen Weizenernte zum Ausdruck kam, die das 1. Quartal beeinflusst. Im April setzte ein sanfter interannueller Rückgang von 0,5% ein, dem ein starker von 5,2% im Mai und 6,8% im Juni folgten. Im Juli lag die Abnahme bei 2,7% und im August bei 1,9%. Erst im September gab es einen neuen negativen Sprung.
Die negative Entwicklung hat sich auch im vierten Quartal 2018 fortgesetzt, und das hat allgemein zu einer pessimistischen Aussicht für 2019 geführt, die auch der Internationale Währungsfonds und die Regierung vertreten haben. Wir waren bisher so ungefähr die Einzigen, die diese Auffassung nicht teilten. Jetzt hat Schatz- und Finanzminister Nicolás Dujovne mit seinen Fachleuten den Fall untersucht und ist dabei zu einer positiven Schlussfolgerung gelangt. Einmal soll der Rückgang im vierten Quartal geringer als bisher vorgesehen ausfallen, und dann werde die Erholung früher eintreten, als bisher erwartet.
Die argentinische Gesellschaft, und vor allem der obere Mittelstand, der meinungsbildend wirkt, neigt zur Übertreibung und spricht dabei von der schlimmsten Krise aller Zeiten und ähnlichen Dummheiten. In der Tat handelt es sich jetzt um eine der vielen Rezessionen, die die argentinische Wirtschaftsentwicklung kennzeichnen, und dabei um eine der milderen. Der Marktforscher Guillermo Olivetto hat unlängst (siehe La Nación vom 19.11.18) einen Vergleich mit der Rezession von 2001/02 veröffentlicht, und hat dabei Folgendes festgestellt:
- Das BIP wird dieses Jahr um ca. 2,4% unter dem Vorjahr liegen, nach einer Zunahme von 2,9% im Jahr 2017. 2002 ging das BIP um 11% zurück, nach einer Abnahme von 4,4% im Vorjahr.
- Der Konsum von Nahrungsmitteln liegt dieses Jahr um ca. 2% unter dem Vorjahr, während er 2002 um ganze 14% zurückging, nach einer Abnahme von 5% 2001.
- Die Arbeitslosigkeit liegt gegenwärtig bei etwa 10% der aktiven Bevölkerung, während es Mitte 2002 22% waren. Erst 2006, also vier Jahr später, lag die Arbeitslosigkeit wieder unter 10%.
- Die Produktion von Automobilen, Lastwagen und Pick-ups, wird dieses Jahr über 700.000 Einheiten liegen, während 2002 keine 100.000 erreicht wurden.
Wir könnten noch viel hinzufügen, wie der Rückgang des Reallohnes, der 2002 auch unverhältnismäßig höher als 2018 war. Der wesentliche Unterschied zwischen 2018 und 2002 dürfte jedoch darin bestehen, dass die Überwindung der Rezession damals viel länger dauerte als es jetzt voraussichtlich der Fall sein wird.
Zurück zur Gegenwart. Diese Rezession hat eine besondere Eigenart, die sie von vorangehenden unterscheidet: sie wird von tiefgreifenden strukturellen Änderungen begleitet, die zum Teil eine Folge des Übergangs vom Populismus auf eine rationelle Wirtschaftspolitik sind, was besonders in einer brutalen Änderung der relativen Preise zum Ausdruck kommt: Die Tarife öffentlicher Dienste wurden unverhältnismäßig teurer, auch die Preise importierter Güter und solcher, die auch exportiert werden, werden relativ teurer. Die andere strukturelle Änderung ist durch die technologische Revolution bedingt, die Wirtschaft und Gesellschaft tief verändert. Die Änderung der relativen Preise wirkt zunächst rezessiv, während die technologische Revolution einen Wachstumsfaktor darstellt, dessen Bedeutung auch bei der offiziellen BIP-Berechnung nicht berücksichtigt wird.
Der erste Umstand, der zur baldigen Überwindung der Rezession beiträgt, ist die kommende Rekordernte von Getreide und Ölsaat, die auf bis140 Mio. Tonnen geschätzt wird, also bis 35 Mio. Tonnen mehr als im Vorjahr, was um die u$s 9 Mrd. mehr ausmacht. Die Wirkung beginnt schon Januar mit dem Verkauf der Weizenernte (die mit über 19 Mio. Tonnen auch einen Rekord darstellt), plus der von Gerste. Dann kommt ab März Mais, Sonnenblume, Sorghum u.a. Arten, und etwas später Sojabohne hinzu. Dies wirkt sich zunächst im Landesinneren aus, besonders in der Gegend der sogenannten “feuchten Pampa”, und erst danach in Groß-Buenos Aires. Ohnehin beinhaltet die Wirtschaftspolitik dieser Regierung auch eine Einkommensverlagerung von den städtischen Gegenden auf die ländlichen, was auch bedeutet, dass der Reallohnverlust bei der Industrie und anderen städtischen Tätigkeiten weitgehend durch ein höheres Einkommen von Landwirten u.a., die direkt von ihnen abhängen, ausgeglichen wird. Das wird von vielen Wirtschaftlern, die die konjunkturelle Erholung nur vom Reallohn abhängig machen, nicht berücksichtigt.
Hinzu kommt im Sommer noch die Verlagerung von Auslandstourismus auf einen inländischen, nachdem die Abwertung die Reise und den Aufenthalt im Ausland, also in Punta del Este und sonstwo, relativ teuer gemacht hat. Somit ist auch von dieser Seite ein unmittelbarer Konjunkturimpuls zu erwarten. Dann kommt noch die Wirkung des erhöhten Rindfleischexports hinzu. Und schließlich kommen noch viele vereinzelte Exporte auf, die dank der Abwertung jetzt möglich sind, die sich vornehmlich auf Produkte beziehen, die in den Randprovinzen erzeugt werden.
Die positive Aussicht der Wirtschaft hängt jedoch besonders von der Entwicklung der Zahlungsbilanz ab, und besonders davon, dass die Zahlungsverpflichtungen in Zukunft eingehalten werden, so dass ein neuer Default ausgeschlossen ist. Die internationale Finanzwelt ist trotz der großzügigen Unterstützung durch den IWF nicht davon überzeugt, dass das Problem gelöst ist. Zwar sind die Zahlungen der Schulden für dieses und das kommende Jahr gedeckt, aber 2020 tauchen Zweifel auf. Wobei die Regierung sich auch nicht besonders bemüht, diesen Pessimismus zu entkräften. Z.B. wird stets darauf hingewiesen, dass die argentinische Staatsverschuldung bald bei 100% des BIP liegen werde, ohne zu erklären, dass über ein Drittel der Schuld innerstaatlich ist, mit der ZB, der ANSeS, der Banco Nación u.a. staatlichen Stellen als Gläubiger. Diese Schuld existiert in Wirklichkeit nicht: es handelt sich nur um eine komplizierte Form der staatlichen Buchhaltung. Würde man die Staatskasse vereinheitlichen, so verschwindet diese Schuld automatisch, weil Gläubiger und Schuldner der Gleiche sind.
Es bleibt zu hoffen, dass bei der Konferenz der G20 auch ein Fortschritt bei der Haltung der internationalen Finanzwelt gegenüber Argentinien erreicht wird. Hier kommt jetzt ein besonderer Umstand hinzu: es ist vorgesehen, dass Präsident Macri am 2. Dezember mit dem chinesischen Präsidenten Xi Jinping in Olivos ein Megaabkommen unterzeichnet, das 40 Einzelabkommen über Handel, Finanzen und wissenschaftliche Zusammenarbeit einschließt, die sich auf 5 Jahre erstrecken. Dabei wird auch der Swap-Kredit (der Defizite im bilateralen Handel ausgleicht) von jetzt u$s 8,5 Mrd. um weitere u$s 11 Mrd. erhöht, was u$s 19,5 Mrd. ausmacht. Das wurde schon von ZB-Präsident Guido Sandleris mit den zuständigen chinesischen Behörden vereinbart. China will die wirtschaftlichen Beziehungen mit Argentinien ausbauen, und diese prinzipielle politische Entscheidung überwiegt gegenüber kurzfristigen finanziellen und politischen Erwägungen. China ist dabei bereit, ein Risiko zu tragen, dass andere abschreckt. Die Haltung von China stellt die USA u.a. Staaten unter Zugzwang.
Rezessionen werden im Wesen durch Faktoren verursacht, die eine Regierung nicht beherrschen kann. Sie kann ihnen bestenfalls entgegenwirken, um sie sanfter zu gestalten. Aber es werden auch Fehler begangen. 2002 war die Pesifzierung (Zwangsumwandlung von Dollarkrediten und Dollardepositen zu einem willkürlich niedrigem Kurs in Pesos) ein Riesenfehler, der die Rezession vertieft und die Erholung erschwert hat. Und jetzt sind die hohen Pesozinsen der große Störfaktor, der jedoch leicht überwunden werden kann. Und dann würde die Aufschwungphase bald beginnen, wie es die Fachleute des Wirtschaftsbereiches der Regierung jetzt vorwegnehmen. Ob sie sich jedoch über die Bedeutung des Zinsproblems voll bewusst sind, ist nicht so sicher.
Wirtschaftsübersicht
Der Beitrag Argentiniens zum Kampf gegen den Klimawandel
Von Juan E. Alemann
Der Klimawandel des Planeten Erde, der sich in vollem Gang befindet, dürfte das wichtigste Problem der Menschheit sein. Denn wenn die Entwicklung, die in den letzten Jahrzehnten eingetreten ist, einfach weitergeht, dann wird schließlich das menschliche Leben auf der Erde in Frage gestellt. Dabei wäre es auch möglich, dass ein großer Teil der Bevölkerung vernichtet wird, so dass der verbleibende, relative kleine, Rest, kein Unheil auf klimatischem Gebiet anrichten kann, und sich dann das Gleichgewicht langsam wieder herstellt.
Dennoch wird das Thema von den Regierungen nicht so ernst genommen, wie es ist, und die Vereinigten Staaten (nach China der zweitgrößte Umweltverschmutzer) haben sich vom Abkommen von Paris zurückgezogen, das die einzelnen Staaten verpflichtet, Maßnahmen zu treffen, die den Klimawandel bremsen, der durch die zunehmende Temperatur der Erde herbeigeführt wird. Nur weil Präsident Donald Trump der Meinung ist, der Klimawandel sei kein Problem. Unglaublich! In diesem Sinn wurde bei der Konferenz der Staaten der G20-Gruppe, die diese Woche in Buenos Aires stattfindet, das Thema entschärft, indem von “Umweltschutz” statt von “Klimawandel” die Rede ist. Das ist nicht das Gleiche.
Die Weltorganisation für Meteorologie (WOM, “World Organisation for Meteorologie”), weist auf eine weiter andauernde Verschlechterung der Lage hin. In der Vorwoche wurde bekannt, dass der Inhalt von Kohlendioxyd (CO2) in der Luft weltweit von 400,1 Teilen pro Million im Jahr 2015 auf 405,5 Teile 2017 gestiegen ist. Die durchschnittliche Temperatur der Erde ist schon gestiegen und nimmt weiter zu, wobei die UNO warnt, dass eine Zunahme von 2 Grad verheerende Folgen haben werde. Es müsste maximal 1,5 Grad sein, um eine Katastrophe zu vermeiden. Einmal steigt bei 2 Grad der Meeresspiegel um mindestens einen Meter und eventuell über zwei Meter. Man muss sich vorstellen, was das bedeutet. Außerdem nimmt die Zahl und der Umfang der extremen Klimaphänomene zu: mehr und größere Überschwemmungen, mehr intensive Dürreperioden, mit Bränden, mehr große Stürme mit zerstörenden Winden. Was wir in letzter Zeit erleben, ist nur der Anfang.
Argentinien leistet schon einen Beitrag, um den Klimawandel zu bremsen. Das sollte auch bei der G20-Konferenz laut gesagt und dann auch irgendwie honoriert werden. Halten wir fest:
- Argentinien hat große Möglichkeiten für erneuerbare Energien, wie Wasserkraftwerke, Windkraftwerke, Sonnenanlagen, geothermische Energie und eventuell auch Nutzung der Energie der Meereswellen. Bei Wasserkraftwerken wurde schon viel geleistet und es ist auch viel in Gang, bei Windkraftwerken besteht ein großer Fortschritt, und bei Gewinnung der Sonnenenergie ein etwas geringerer. Das Problem, das sich bei der Nutzung des Potentials auf diesem Gebiet ergibt, besteht im fehlenden Kapital, da all diese Energieformen viel höhere Investitionen pro Kilowatt erfordern, als traditionelle Wärmekraftwerke. Es bestehen noch über 20 mögliche Wasserkraftwerke. In Patagonien weht in vielen Gegenden ein ständiger starker Wind, wie kaum woanders auf der Welt, der Windkraftwerke wirtschaftlicher macht, aber bisher kaum ausgenutzt wird, und im Norden das Landes ist der Sonnenschein sehr stark und macht Anlagen auf den Dächern wirtschaftlich. Der Einsatz der Meereswellen als Energiequelle befindet sich noch im Stadium der Entwicklung, aber es hat unlängst einen Durchbruch gegeben, mit einer Anlage für diesen Zweck.
- Der real erhöhte Energiepreis, der unter der Macri-Regierung stattgefunden hat, führt zu einem sparsamen Einsatz. Das bezieht sich an erster Stelle auf elektrischen Strom, aber auch Gas, Benzin und Dieseltreibstoff.
- In der Landwirtschaft bedeutet der Übergang auf die direkte Aussaat, bei der Argentinien weltweit führend ist, eine große Ersparnis an Dieselöl, weil der Boden nicht wie beim traditionellen Pflug ganz umgegraben, sondern nur eine Rinne gemacht wird. Außerdem werden immer mehr Traktoren mit hoher Leistung (über 200 PS) eingesetzt, die weniger Dieselöl pro Hektar verbrauchen.
- Beim Transport spart die Eisenbahn gegenüber dem Lastwagen viel Treibstoff. Die Erneuerung der Belgrano-Bahn (Buenos Aires nach dem Nordwesten, bis Jujuy), die sich in vollem Gang befindet, wird in Kürze dazu führen, das viel mehr Fracht auf diesem Wege transportiert wird. Ebenfalls bedeutet die Einführung von großen Lastwagen mit Anhängern (“bitrenes”) einen geringeren Treibstoffverbrauch pro Tonnenkilometer.
- Kohle wird in Argentinien nur noch bei Hochöfen der Stahlindustrie verwendet, wobei ein Teil des Eisens schon mit Gas erzeugt wird (sogenanntes Schwammeisen). Das Kohlebergwerk Río Turbio steht schon still, weil es eine umfangreiche und sehr teure Reparatur bedarf. Es fehlt jetzt nur noch die Entscheidung von Präsident Macri, es definitiv zu schließen. Die G20-Konferenz ist eine hervorragende Gelegenheit, um dies anzukündigen und dabei andere Länder (an erster Stelle China) aufzufordern, in gleicher Weise vorzugehen.
- Argentinien ist allgemein von Diesel- und Heizöl auf Gas übergegangen, und schreitet (dank Vaca Muerta) weiter in diese Richtung fort. Gas ist viel weniger umweltbelastend als die anderen Treibstoffe.
- In Argentinien wird kaum noch abgeholzt, es gibt umfangreiche Aufforstung, die mit Subventionen gefördert wird. Auch die künstlichen Wälder haben eine positive Wirkung auf das Klima.
Die Macri-Regierung ist sich des Klimaproblems bewusst, und hat schon klare Anzeichen in diesem Sinn gegeben. Das sollte der Präsident jetzt bei der G20-Konferenz hervorheben, als weiteres Argument, um die Hilfe zu erhalten, die das Land benötigt, einmal um die Krise schnell zu überwinden, und dann, um die Einführung von umweltfreundlichen Energieformen stärker vorantreiben zu können. Es besteht auch die Möglichkeit, Projekte auf diesem Gebiet mit dem PPP-System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit durchzuführen, aber eben nur, wenn die privaten Unternehmen Kredit zu relativ niedrigen Zinsen erhalten.